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Fachbeirat lnklusion

Sehr geehrte Damen und Herren,

als Vorsitzender des Landesverbands NRW der Eltern und Förderer

sprachbehinderter Kinder und Jugendlicher e.V. möchte ich eingangs die Kritik

äußern, dass es aus meiner Sicht nicht nachvollziehbar war, am 5. März 2021 den

Runderlass ,,Gemeinsames Lernen in der Grundschule" (s. Anlage) zu diskutieren,

der bereits am 12. Februar 2021 in Kraft getreten ist. Aus unserer Sicht zeigt auch

der lnhalt des Runderlasses teilweise, insbesondere in Hinsicht auf den Förderbedarf

Sprache, deutliche Mängel und damit die Notwendigkeit einer Diskussion des

lnhaltes vor dem lnkrafttreten.

merten
Parlamentspapiere



Der grundsätzlichen Kritik mancher Verbände hinsichtlich der Organisation und

Durchführung des Fachbeirats lnklusion während der gesamten Legislaturperiode

kann sich der Landesverband jedoch nicht anschließen, da der Fachbereich

lnklusion aus unserer Sicht den Verbänden in der Regel gute Möglichkeiten

verschafft hat, die jeweiligen lnteressen und Meinungen darzulegen.

Zur Frage 1:

Welche Kritik wurde am Erlass bei der Sitzung des Fachbeirates am 5. Mär22021
geäußert?

Folgende Kritikpunkte habe ich aus Sicht des Landesverbandes Sprache in Hinblick

auf den Förderbedarf Sprache geäußert:

a) Unter 1. Vorbemerkung und Zielsetzungen des Runderlasses ,,Gemeinsames

Lernen in der Grundschule" heißt es:

,,Angesichts des derzeitigen Mangels an entsprechend ausgebildeten

Lehrkräften für sonderpädagogische Förderung ist eine Ausweitung

des gemeinsamen Unterrichts nur schrittweise erreichbar."

Wenn das Ministerium - was sicherlich nachvollziehbar ist - davon ausgeht,

dass der Mangel an Sonderpädagogen noch jahrelang andauert, dann stellt

sich für uns die Frage, wie man den gemeinsamen Unterricht schrittweise

ausdehnen will. Diesseitig besteht in diesem Zusammenhang die Befürchtung,

dass wie in der letzten Legislaturperiode bereits erlebt vermehrt

Abordnungen aus den Förderschulen in die Regelschule erfolgten. Kürzlich

wurden wir über einen diesbezüglichen Fall von erbosten Eltern aus Siegen

informiert.

b) Zu 2. Grundlagen des Runderlasses ,,Gemeinsames Lernen in der

Grundschule":

Dort heißt es anfänglich

,Zu Beginn der Schuleingangsphase wird der Bedarf an

sonderpädagogischer Unterstützung einer Schülerin oder eines



Schülers insbesondere im Bereich der Lern-

Entwicklungsstörung vielfach noch nicht förmlich festgestellt."

und

Diese Formulierung ist völlig undifferenziert. Seit langem versuchen wir vom

Landesverband Sprache im Ministerium deutlich zu machen, dass es zwischen

den einzelnen Lern- und Entwicklungsstörungen deutliche Unterschiede gibt.

Konkret ist es einfach so, dass der Förderbedarf Sprache zu Beginn der

Schuleingangsphase meist sofort feststellbar ist, da diese Kinder im

Kindergartenalter in der Regel bereits umfänglich logopädische Unterstützung

erhalten haben.

Wenn zu diesem Zeitpunkt Kinder deutlich sprachauffällig sind, muss direkt ein

AOSF-Verfahren durchgeführt werden, damit ggf. diese Kinder - falls notwendig

- in der sprachsensiblen Phase intensiv vorrübergehend auf der Förderschule

Sprache gefördert werden können, wenn in der Grundschule des gemeinsamen

Lernens kein Sonderpädagoge*innen mit der Fachrichtung Sprache

unterrichtet.

c) Abschnitt 2.5 des Runderlasses ,,Gemeinsames Lernen in der Grundschule"

Dort heißt es

,,... im Bereich der Lern- und Entwicklungsstörung wird gemeinsames

Lernen immer gemeinsam für die Förderschwerpunkte Lernen,

Sprache sowie emotionale und soziale Entwicklung eingerichtet."

Auch diese Aussage ist aus unserer Sicht nicht nachvollziehbar. Sollte an einer

Grundschule kein Sonderpädagoge*in im Bereich Sprache vorhanden sein,

kann diese Schule auch nicht Schule des gemeinsamen Lernens für den

Förderschwerpunkt Sprache sein. Bekanntlich haben Sonderpädagogen immer

zwei sonderpädagogische Schwerpunkte, so dass ein Sonderpädagoge*in

Lernen/ESE kaum ein Kind mit Sprachbeeinträchtigung fördern kann.

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass uns dieser Runderlass ,,Gemeinsames

Lernen in der Grundschule" schon in einem gewissen Maße sprachlos macht, weil

wir als Landesverband seit mehr als 10 Jahren dem Ministerium versuchen zu

verdeutlichen, dass Kinder mit Förderbedarf im Bereich der Lern- und

Entwicklungsstörungen völlig unterschiedlich gefördert werden müssen.



lnsbesondere der Förderbedarf Sprache hat dabei eine Sonderstellung, da Kinder

mit einem derartigen Förderbedarf bei guter Förderung durch Sonderpädagogen mit

der Fachrichtung Sprache in der Schuleingangsphase (sprachsensible Phase) sehr

große Fortschritte machen können, während nach der sprachsensiblen Phase die

Beseitigung von Sprachbeeinträchtigungen langwierig ist.

Zur Frage 2

Wie wird von Seiten des Ministeriums für Schule und Bildung den Bedenken

entgegengewirkt?

ln diesem Zusammenhang gehen wir davon aus, dass in Zukunft der Entwurf eines

Erlasses von dem lnkrafttreten im Fachbeirat lnklusion diskutiert werden kann.

Zur Frage 3

Welchen Stellenwert hat die Beratung durch den Fachbeirat für die Erstellung von
Regelungen?

Die Erfahrung der jetzigen Legislaturperiode zeigen, dass im Ministerium Kritik,

Anregungen und Hinweise im Zusammenhang mit dem Förderbedarf Sprache in der

Regel berücksichtigt worden sind.

Mit freundlichen Grüßen

,{L)
J n-Peter Wirths

Landesverband Sprache NRW

Anlage: Runderlass vom 12. Februar 2021 ,,Gemeinsames Lernen in der Grundschule"
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Gemeinsames Lernen in der Grundschule

1. Vorbemerkungen und ZielseEung

Das Gemeinsame Lernen in der Grundschule folgt der Grundphilo-

sophie,,Kurze Beine - Kurze Wege". Es solldaher grundsätzlich an

allen Grundschulen eingerichtet werden.
lm'Kontext des Masterplans Grundschule hat sich die Landesregie-

.rung fiir eine intensive zusätzliche peisonelle Unterstützung des Ge-

meinsamen Lernens in der Grundschule entschieden. Hierfür werden

in den kommenden Jahren einerseits insgesamt 800 zusätzliche

Stellen'bereitgestellt. Davon sind 400 Stellen'für Lehrkräfte für son-
derpädagogische Förderung und 400 Stellen ftir weitere pädagogi-

sche Berufsgruppen, die im Gemeinsamen Lernen der Klassen 3 und

4 eingesetzt werden, vorgesehen. Dieser Stellenausbau soll zum

Schuljahr 2A2182 be$innen. Darüber hinaus wird andererseits die

Zahl der Stellen ftir Sozialpädagogische Fachkräfte der Schulein-
gangsphase, die auch im Rahmen der individuellen Förderung das

Gemeinsame l-ernen unterstutzen können, schrittweise von derzeit
1.750 auf insgesamt 3.000 Stellen erhöht.
Die Einrichtung des Gemeinsamen Lernens an Grundschulen setzt
voraus, dass diese über Lehr:kräfte filr sonderpädagogische Förde-

rung im Kollegium verfügen und gegebenenfalls durch weiteres pä-

dagogisches Personal untersttrtzt werden. Angesichts des derzeiti-
gen Mangels an entsprechend ausgebildeten Lehrkräften ftir sonder.
pädagogische Fördeiung ist eine Ausweitung des Gemeinsamen
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Lernens nur schrittweise erreichbar. Die Einzelheiten zur Untersttlt-
zung des Gemeinsamen Lernens in der Grundschule werden in ei-
nem gesonderten Erlass geregelt.

Um das Gemeinsame Lernen an Grundschulen wohnortnah zu eF
mQglichen und die Qualität der inklusiven Angebote zu steigern, ist

es erforderlich, die An gebote inkl usiven Unterrichts an Grundschulen
nach dei in diesem Erlass beschriebenen Systematik zu strukturie-
ren.

2. Grundlagen

Zu Beginn der Schuleingangsphase wird der Bedarf an sonderpä-
dagogischer Unterstützung einer Schülerin oder eines Schülers
insbesondere im Bereich der Lern- und Entwicklungsstörungen
vielfach noch nicht förmlich festgestellt.

2.1 Wird der Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung einer
Schülerin oder eines Schülers im Verfahren nach SS 10 ff. derAus-
bildungsordnung. sonderpädagogische Förderung (AO-SF, BASS
1 3-41 Nr. 2.1) förmlich festgestellt, schlägt das Schulamt den Eltern

. mindestens eine Schule vor, an der ein Angebot zul"n Gemeinsa-
men Lernen eingerichtet ist ($ 16 Absatz 1 AO-SF). Entscheiden
sich die Eltern für eine Förderschule, schlägt ihnen das Schulamt
gemäß $ 16 Absatz 2 AO-SF mindestens eine solche Schule mit
dem für die Schülerin oder den Schüler festgestellten Förder-
schwerpunkt vor,

2.2 Gemeinsames Lernen an Grundschulen richtet die Schulaufsichts-
behörde (das Schulamt) ein.

2.3 An einer Schule wii-d Gemeinsames Lernen nach Anhörung der
Schulleitung mit schriftlicher Zustimmung des Schulträgers einge-
richtet, wenn das Schulami dies über ddn Einzelfall hinaus durch '

eine an den Schulträger gerichtete Verfirgung dauerhaft an einer
Schule etabliert. Die Entscheidung der'Schulaufsichtsbehörde ist
gegenüber der Schule rechtlich als Weisung zu qualifizieren.

2.4 Die Einrichtung des Gemeinsamen Lernens setzt voraus, dass
nach den Feststellungen des Schulamtei die personellen und säch-
lichen Voraussetzungen dafür erfüllt sind oder mit vertretbarem Auf-
wand erfüllt werden können (S 20 Absatz 5 SchulG). Die Aufnahme
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einzelner Schiilerinnen oder Schtiler mit Bedarf an sonderpädago-
gischer Unterstiltzung definiert eine allgemeine Schule nicht als
Schule, an der Gemeinsames Lernen eingerichtet ist.

2.5 ln der Verfügung zur Einrichtung des Gemeinsamen Lernens be-
stimmt das Schulamt, auf welchen Förderschwerpunkt oder welche
Förderschwerpunkte sich das Gemeinsame Lernen an einer Schule
erstreckt. lm Bereich der Lern- und Entwicklungsstörungen wird Ge-
meinsarnes Lernen immer gemeinsam fär die Förderschwerpunkte
Lernen, Sprache sowie Emotionale und soziale Entwicklung einge-
richtet.

2.6 Diese Verfügung kann weiterhin die Festlegung der möglichen Ge-
samtzahl derjenigen Schülerinnen und Schüler, deren Bedarf an
sonderpädagogischer Förderung bei der Aufnahme in die Schule
bereits festgestellt ist, umfassen. Bei dieser Festlegung berücksich-
tigt das Schulamt, soweit möglich, in welchem Umfang weiterer
sonderpädagogischer Förderbedarf bei Schülerinnen und Schülern
der Schule nach der Schuleingangsphase ilblicherweise besleht.

2.7 Anderungen bedürfen einer neuen.Zustimmung des Schulträgers.

2.8 Auch bei einer Einzelintegration holt das Schulamt nach Anhörung
der Schulleitung die Zustimmung des Schulträgers nach g 19 Ab-
satz 5 Satz 3 SchulG ein. Unberührt bleibt, dass ein Schulträger
seine generelle Zustimmung zur Einzelintegration in bestimmten
Förderschwerpunkten oder in allen Förderschwerpunkten erteilen
kann.

2.9 Für die Schulform Grundschule ist die Einrichtung des Gemeinsa-
men Lernens gemäß $ 20 Absatz 5 SchulG Aufgabe des Schulam-
tes. Vorher erörtert sie die beabsichtigte Maßnahme mit dem Schul-
träger mit dem Ziel des Einvernehmens und holt seine Zustimmung
ein. Auch kann.ein Schulträger dem Schulamt vorschlagen, Ge-
meinsames Lernen einzurichten.

2.10 Ein Schulträger kann seine Zustimmung nur verweigern, um Be-
lange nach $ 79 SchulG zur Geltung zu bringen. Hält das Schulamt
eine Vennreigerung der Zustimmung ftir rechtswidrig, veranlasst es
ü ber d ie Kornm u nala ufsichtsbehörde (Kreis oder Bezi rksreg ieru ng)
gegenüber dem Schulträger eine Maßnahme gemäß g123 der Ge-
meindeordnung.
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3. Gemeinsames Lernen an Grundschulen ab dem Schuljahr
2021t22

3,1 Das Schulamt überprüft bis 1. August2021und danach bei Bedarf
für jede Grundschule des Gemeinsamen Lernens, ob die gesetz-
lichen Voraussetzungen dafür über das Schuljahr 202012021 hin-

aus.erfüllt werden können, Sie hört den Schulträger dazu an.

3.2 Für ein Angebot des Gemeinsamen Lernens ab dem Schuljahr
2021 12022 gelte n im Einzel ne n folgende Q ua I itätskriterien :

3.2.1

3.2.2

3.2.3

3.2.4

Ein lnklusionskonzept der Schule liegt vor oder wird mit Unter-
stützung der zuständigen Schulaufsichtsbehörde (Schulamt)
erarbeitet.
Der Einsatz von Lehrkräften firr sonderpädagogische Förde-
rung an der Schule und die pädagogische Kontinuität sind ge-
währleistet
Das Kollegium wurde oder wird systematisch im Themenfeld
lnklusion fortgebildeJ (siehe u.a. BASS 20-22 Nr,8, Anlage 4).
Die sächliche, namentlich die räumliche Ausstattung der
Schule ermöglicht Gemeinsames Lernen (siehe dazu auch g 1

des Gesetzes zur Förderung kommunaler Aufwendungen für
schulische lnklusion, BASS f-AZ Nr.28).

Eine Einbeziehung der Landschaftsverbände mit Blick auf eine
Unterstützung des Gemeinsamen Lernens sollte angestrebt
werden.

4. Einrichtung des Gemeinsamen Lernens an Grundschulen

4.1 Die Schulaufsicht richtet Gemeinsames Lernen im Bereich der
Lern, und 'Entwicklungsstörungen vom Grundsatz her an allen
Grundschulen ein, die Schülerinnen und Schüler mit Bedarf an
sonderpädagogischer Unterstätzung unterrichten, und holt dazu
die Zustimmurig des Schulträgers schriftlich ein. Sie sorgt dabei
dafür, dass diese Grundschulen tiber sonderpädagogische Fach-
lichkeit im Kollegiurh und gegebenenfalls über weiteres pädagogi-
sches Personal zur Untersttltzung des Gemeinsamen Lernens
verfügen.

4.2 Eine Ausweitung des Gemeinsamen Lernens an Grundschulen ist
nur unter Berücksichtigung der unter 3.2 genannten Qualitätskri-
terien möglich.
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4.3 Die Schulaufsicht richtet Gemeinsames Lernen trber den Bereich

der Lern- und Entwicklungsstörungen hinaus zusätzlich auch für
. die Förderschwerpunkte Körperliche und motorische Entwicklung,

Geistige Entwicklung, Hören und Kommunikation oder Sehen an

Grundschulen ein und holt auch dazu die Zustimmung des Schul-
trägers schriftlich ein. lnsbesondere im dicht besiedelten Raum

kann es im Hinblick auf die Qualität der Förderung und die perso-

nelle Ausstattung sinnvoll sein, die Einrichtung des Gemeinsamen
Lernens fiJr diese Förderschwerpunkte insbesondere an Grund-
schulen vorzunehmen, die hierzu über eine besondere Expertise
bzw.' Untersttltzungsstruktur verfttgen.

4.4 Die Einzelintegration einer Schrilerin oder eines Schülers mit Be-

darf an sonderpädagogischer Unterstützung ist mit Zustimmung
des Schulträgers möglich. lm Bereich der Förderschwerpunkte
außerhalb der Lern- und Entwicklungsstörungen ist dabei eine
Einzelintegration insbesondere an einer Grundschule, an der Ge-
meinsames Lernen nach Punkt 4.1 eingerichtet ist, zu prüfen.

5. Feststellung eines Bedarfs an sonderpädagogischer Unter-
stützung an einer Grundschule, an der Gemeinsames Lerhen
nicht eingerichtet ist

Hat eine Grundschule, an der Gemeinsames Lernen nicht einge-
richtet ist, eine Schülerin oder einen Schüler aufgenommen, bei
der oder dem sich aus Sicht der Grundschule im Laufe der Schu-
leingangsphase heräusstellt, dass ein Bedarf an sonderpädagogi-
scher Unterstützung besteht, kann gemäß S 11 oder 12AO-SF ein

Antrag auf Feststellung dieses Bedarfs gestellt werden, Wird der
Bedarf gemäß S 14 AO-SF förmlich festgestellt, schlägt das Schul-
amt den Eltern mit Zustimmung des Schulträgers mindestens eine
allgemeine Schule vor, an der ein Angebot des Gemeinsamen
Lernens eingerichtet ist. Hierzu kann an der Grundschule, die die
Schülerin oder der Schiiler besucht, auch dine Einzelintegration
nach Punkt 4.4 ermöglicht werden
Haben die Eltern abweichend von der allgemeinen Schule die För-

derschule gewählt, schlägt ihnen die Schulaufsichtsbehörde min-
destens eine solche Schule mit dem filr die Schülerin oder den

Schülerfestgestellten Förderschwerpunkt vor ($ 16 AO-SF Absatz
1 und 2).
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6. lnkrafüreten

Dieser Runderlass tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

ng


